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etzt wissen wir, was die SPD in Düs-
seldorf alles nichtwill: Siewill nicht

mit der Linkspartei regieren – und sie
will mit den Grünen keine Minder-
heitsregierung bilden, die sich ihre
Mehrheiten je nachdem suchen
müsste. Sie hätte wohl gern mit Grü-
nen und FDP regiert – aber das geht
landespolitisch gar nicht zusammen.
MitderCDUwillsieaberauchnichtre-
gieren,wohlweilRüttgersnichtabtre-
tenwill undesbeiderBildungspolitik
tiefeGräbengibt.Wirwissenalso,was
fürdie SPDwarumnicht geht.

Nun lässt Hannelore Kraft Jürgen
Rüttgers erst mal geschäftsführend
weiterregieren. Dahinter kann man
eine besonders raffinierte Taktik ver-
muten.VielleichtwirdKraftimHerbst
–wennjedersieht,dassessonichtwei-
tergeht–dochnocheineMinderheits-
regierung bilden. Oder Rüttgers, Kö-
nig ohne Land, gibt auf und die SPD
siegt rauschend bei Neuwahlen. Oder
in Berlin bricht Schwarz-Gelb zusam-

J men. Vielleicht werden solche Ideen
inder SPD-Parteizentrale ventiliert.

Aber: Das sind eher Seifenblasen.
Rüttgers im Amt zu lassen ist kein
machtpolitischer Coup. Dahinter
steht das Eingeständnis, dass die SPD
in Nordrhein-Westfalen nicht mehr
weiterweiß. Irgendwie hat sie – nicht
wirklich, aber gefühlt – die Wahl ge-
wonnen.Dochsie istunfähig,ausdem
Absturz von Schwarz-Gelb eine solide
neueMachtoptionzuschmieden.Des-
halbtutsieerstmaleinfachgarnichts.

Keine richtige Regierung ist aber
auch keine Lösung. Und: Dieser Auf-
schub hat einen Preis. Schwarz-Gelb
behältmindestensbis zumHerbst die
Mehrheit imBundesrat. Die Chancen,
SparpaketundAkw-Laufzeitverlänge-
rung zu stoppen, sinken damit. Das
steht auf der Verlustseite. Ob für die
SPDinNRWamEndeetwasaufderHa-
benseite steht, ist zweifelhaft.DieSPD
gewinnt keineZeit – sie verliert sie.
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Aussitzen ist auchkeine Lösung

entralasien brennt. Wer jetzt die
Hände in den Schoss legt, macht

sich schuldig. Es ist ein Gebot der
Menschlichkeit, den mit dem Tod Be-
drohten zu Hilfe zu eilen – und es ist
sicherheitspolitischunabdingbar.

WirddasFeuerimSüdenKirgisiens
nicht bald gelöscht und der Massen-
mord an der usbekischenMinderheit
des Landes gestoppt, könnte die ge-
samteRegionausdenFugengeraten–
mit unabsehbaren Folgen für den Af-
ghanistankonflikt inklusive. Denn
durch Zentralasien verläuft die nörd-
liche Versorgungsroute für den Af-
ghanistankrieg.EsgibteineEU-Strate-
giepapier für Zentralasien, das 2007
unterdeutscherFührungbeschlossen
wurde. Es wäre das Papier, auf dem es
gedruckt ist, nicht wert, wenn Europa
jetztnichtVerantwortungzeigt.

Die Krise im Süden Kirgisiens ist
nurdurchdenEinsatz internationaler
Truppen in den Griff zu bekommen.
DenndieprovisorischeRegierungdes
Landes ist nach eigenen Angaben
nicht inderLage,demMordenEinhalt
zu gebieten. Nur mit einem robusten

Z Mandat könnten die marodierenden
Hordendarangehindertwerden,wei-
ter TodundZerstörungzuverbreiten.

AufkeinenFall darfdasbenachbar-
teUsbekistanTruppennachSüdkirgi-
sien entsendet, um der usbekischen
Minderheit zur Hilfe zu eilen. Denn
dann stünde Zentralasien ein grausa-
mer Krieg entlang ethnischer Linien
bevor. Dagegen würde Soldaten aus
RusslandoderderNatosowohlseitens
derKirgisenwiederUsbekendasnöti-
geVertrauenentgegengebracht.

DieEUsollteRusslanddrängen,der
Bitte der kirgisischenRegierungnach
einer Entsendung von Sicherheits-
kräften doch noch nachzukommen –
undsiekönntedabeiselbst tatkräftige
Hilfe anbieten. Da ja die kirgisische
Regierung selbst um Hilfe gebeten
hat, könnte sich dafür sogar ein UN-
Mandatanbieten.Es ist anderZeit, die
kindische geopolitische Konkurrenz
zwischen der Nato und Russland in
Zentralasien sein zu lassen und die
StabilitätZentralasienszuretten.Herr
Westerwelle, es gibt viel zu tun!
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Ihr Einsatz,HerrWesterwelle!

Europa sollte Russland dazu drängen,
jetzt seine Soldaten nach Kirgisien zu entsenden

einrechnerischgehtderbisherige
Ministerpräsident Robert Fico

zwar als Sieger aus den Parlaments-
wahlenhervor.Weiterregierenwirder
dennochnicht.Ohneseinebisherigen
nationalistischen Koalitionspartner,
die allesamt Stimmen verloren, steht
der Chef der sozialdemokratischen
Partei Smer (Richtung) im Parlament
sehrverlassenda.

Eine Auszeit von der Regierung
kann aber auch ihr Gutes haben. Vor
allem,wennes eineRegierungder en-
gen Gürtel wird: Die Arbeitslosigkeit
steigt,dieStaatsverschuldungebenso,
das Wirtschaftswachstum wird sich
2010verlangsamen.All das lastet nun
auf den Schultern der buntenTruppe,
die jetzt wohl die Regierung in Bratis-
lavaübernehmenwird. Ficokannsich
also mit einem selbstbewussten Lä-
cheln auf der Oppositionsbank nie-
derlassen.

Ein Grund zur Freude ist das
schlechte Abschneiden der Nationa-
listen – der slowakischen wie der un-

R garischen. Die Pläne der ungarischen
Regierung füreinneuesGesetz, dases
in der Slowakei lebenden Ungarn
leichter machen soll, die ungarische
Staatsbürgerschaft anzunehmen, hat
wenig Schaden angerichtet. Die slo-
wakischen Wähler ließen sich nicht
provozieren, weder vonRevanchisten
in Budapest noch von antiungari-
schen Schreihälsen in Bratislava. Die
Partei der ungarischen Koalition
(SMK) scheiterte an der Fünfprozent-
hürde und verlor viele Stimmen der
ungarischen Minderheit an die neue
Partei Most-Hid, die stärker auf den
slowakisch-ungarischenDialog setzt.

UndauchdieSlowakenerteiltenih-
rem Politclown Jan Slota, der Politik
mit antiungarischen Parolen macht,
eineklareAbsage:SeineParteihatden
Einzug ins Parlament zwar gerade
noch geschafft, musste aber Stimm-
verluste vonüber 50 Prozent einstrei-
chen. Das ist eine gute Nachricht für
Europa.
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Schlechter Tag fürNationalisten

äre der politische Journa-
lismus selbstkritisch, er
würde seinen Charakter
und sein Geschäftsgeba-

ren in der Finanzindustrie wiederer-
kennen; bloßderRohstoff ist einande-
rer, Informationen statt Geld. Sein
Hauptgeschäft ist nichtmehr der soli-
deHandelmit verlässlichenNachrich-
ten und erklärenden Analysen, son-
dern die immer riskantere Spekula-
tion mit Halbgarem. Ursula von der
Leyen ist die Kandidatin für das Amt
des Bundespräsidenten. Sicher. Bis
zum nächstenMorgengrauen.

Die Wette auf Ende Juni fordert all
seine Energien: Bundespräsident Joa-
chim Gauck stürzt Kanzlerin Angela
Merkel. Die Politikressorts und ihre
Korrespondenten auf der Pirsch. Da
wird jedesGerücht über potenziell ab-
trünnige Wahlmänner und -frauen
mit Veröffentlichung gewürdigt, und
kein Kompliment für Gauck ist zu bil-
lig, um damit nicht an seinem Heili-
genbild zu pinseln. Erscheint er als Er-
löser, dann springen noch der X und
die Y von der FDP ab, wählen Gauck,
und dann trudelt die Merkel, und …

Die Jäger fantasieren sich den pu-
blizistischen Braten fett. Die Speku-
lanten gieren nach Rücktritten und
Krisen. Eine Elitenvernichtungsma-
schine auf Hochtouren: täglich ein
Messias, täglich ein Hingerichteter. In
denHänden des Journalismuswird je-
der Konflikt zur Krise, alle Krisen wer-
den gleich groß, er kennt Helden oder
Flaschen. Diese veröffentlichte Mei-
nung blockiert demokratische Politik.

Kommt es nur auf Angela an?

Die Scharfrichter sind sich sicher: Der
Köhler konnte es nicht. So sicher wie
damals – ein Vorgang von zahllosen –,
als sie im Herbst 2008 Kurt Beck wie-
der in die Provinz jagten und Franz
Müntefering anhimmelten. Die Zeit
schwärmte damals mit vielen ande-
ren, Müntefering sei ein „Segen“ für
die SPD – er, „die Schlüsselfigur des
Wahlkampfs 2009“, wie er geschmei-
dig umschalte „vom nachdenklichen
Programmpolitiker zum polemischen
Kämpfer“. Am Ende dann: Der konnte
es auch nicht.

WarumhilftMerkelOpel nicht?Wa-
rum hat sie Koch vertrieben und Köh-
ler nicht gehalten? Warum hat sie die
Finanzkrise nicht im Griff? Warum
haut sie nicht auf den Tisch? Der poli-
tische Journalismus personalisiert
gnadenlos – undwehedieVerantwort-
lichen haben nicht die Gaben eines
Herkules. Der Name einer bald 55-jäh-
rigen Pfarrerstochter, aufgefallen mit
besonders guten schulischen Leistun-

W
gen in RussischundMathematik,wird
als Passepartout für alle Problemeund
Krisen benutzt.

Diese Art von Journalismus kennt
keine Wahlergebnisse und keine
Machtstrukturen, keine internationa-
len Verflechtungen und wirtschaftli-
che Konkurrenz, keine kulturellen
Hintergründe und keine Zwänge der
Verhandlungsdemokratie – alles ne-
bensächlich, auf Angela kommt es an.
Wenn die Bundeskanzlerin auf ein tat-
sächliches Drama aufmerksammacht
– „DiePolitikmussdasPrimatüberdie
Märkte wiedererlangen“ –, dann wird
nichtgefragt, sondernweitergemacht.

Entscheidungsduelle jeden Tag

Der gewöhnliche Politikjournalismus
verlässt sich auf das Welterklärungs-
modell von Geisterbeschwörern: die
eine göttliche oder teuflische Gestalt
ist für alles verantwortlich. Um sein
erstesGebotzuerfüllen,Aufmerksam-
keit zu schüren, ist inzwischen nicht
nurderBoulevardjournalismusbereit,
alles zuverheizen.Die gute alte Zeit, in
der nur Bild dummmachte, ist vorbei.
Auf die immer komplizierteren Ent-
scheidungssituationen der Politik rea-
gieren die meisten Journalisten mit
immer banaleren Personalisierungen,
die Ereignisse in Duelle umwandelt:
Merkel gegen …, Wulff gegen …, Gab-
riel für …, Niederlage oder Sieg,
Schwarz oder Weiß.

High Noon als Endlosschleife. Die
Demokratie als Entscheidungsduelle
von wenigen und nicht als Aushand-
lungsprozesse von vielen. Denkt Poli-
tik nach, bittet sie um Geduld, prüft
und debattiert sie, dann wird sie bes-

tenfalls karikiert, meist verachtet. Das
Kerngeschäft: plumpe Personalisie-
rung + riskante Spekulation = Perso-
nalspekulation.

Die beiden Alibis: Das Publikum
will es. Und: Sie wissen ja nicht, wie
schlimmdas alles ist, seit es das Inter-
net gibt. Jede Sekunde wird ein neues
Ereignis „hochgezogen“, ungeprüft
und dafürmit aller Dramatik, und das
sieht mein Chefredakteur, und dann
muss ichdasauchmachen.DieTreiber
produzieren Getriebene und werden
selbst zu Getriebenen.Wie der Finanz-
markt mit Geld und Schrottpapieren,
so spekuliert der Meinungsmarkt mit
Informationen und Gerüchten. Je ris-
kanter desto höher die Aufmerksam-
keit.Wer seinenBeruf noch als Instanz
der Aufklärung versteht, leidet.

Wasderpolitische Journalismusda-
gegen der Politik ungeprüft durchge-
hen lässt, das sind beispielsweise die
vielen gängigen dümmlichen Deu-
tungsmuster: Wir haben über unsere
Verhältnissegelebt. Jederkannnurdas
ausgeben, was er zur Verfügung hat.
Steuererhöhungen schaden dem
Wachstum.Mit solchen Irreführungen
werden politische Weichen gestellt.
Sich damit auseinanderzusetzen, da-
für fehlt natürlich die Zeit.

An schlechter Presse gescheitert

Der politische Journalismus ist sich in
allem sehr sicher, besonders seiner
selbst. Umgeben von Versagern weiß
er: Yes, we can. Dass ihm in allen Un-
tersuchungen ein verheerendes
Image zugebilligt wird, das verdrängt
er oder bezweifelt die Seriosität der
Umfrage. Wer es wagt, ihn zu kritisie-
ren, dem geht es schlecht.

ZweiAusschnitteauseinerRede,ge-
richtet an die Hauptstadtjournalisten:
„Wassollmandavonhalten,wennviele
von Ihnen gern ein Urteil über die
Dienstwagennutzung der Gesund-
heitsministerin zum Besten geben,
aber die wenigsten ein kompetentes
Urteil über dieGesundheitspolitik der
Ministerin abgeben können?“ Und:
„Haltung haben. Es ist ein ziemlich al-
tesWort. Aber ich finde, es könntemal
wieder in Mode kommen. Genau wie
einanderes, viel schlichteresWort:Ah-
nunghaben. Zusammensind sie stark,
meine ich.“

Bundespräsident Horst Köhler
„überlebte“ diese seine Ansprache (Ti-
tel: „AufklärungbrauchtHaltung“),die
er bei einerVeranstaltung zu „60 Jahre
Bundespressekonferenz“hielt,nurein
halbes Jahr in seinem Amt. Geschei-
tert sei er,heißtes, genau:auchan„sei-
ner schlechten Presse“.

WOLFGANG STORZ

Wir Meinungsspekulanten
INFOTAINMENT Der politische Journalismus giert nach Rücktritten und Krisen.

Indemer Politik auf persönlicheDramen reduziert, schadet er derDemokratie

Wie der Finanzmarkt mit
Geld und Schrottpapieren
spekuliert der Meinungs-
markt mit Informationen
und Gerüchten
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Wolfgang Storz

■ 2002 bis 2006 Chefredakteur der
Frankfurter Rundschau, lehrt an den Unis
Kassel und Frank-
furt zum Verhält-
nis von Medien
und Politik und
schrieb: „Alles
Merkel? Schwar-
ze Risiken. Bunte
Revolutionen“.
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